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oder Veranlassung seines Dienstherrn ausgeübt 
werden, sind von dem Beamten insoweit an den 
Dienstherrn im Hauptamt abzuliefern, als sie für 
die in einem Kalenderjahr ausgeübten Tätigkeiten 
den Höchstbetrag nach § 9 Abs. 3 Satz 1 übersteigen. 

(2) lBei der Festsetzung des abzuliefernden Be­
trags sind von den Vergütungen Aufwendungen ab­
zusetzen, die im Zusammenhang mit der Nebentä­
tigkeit nachweislich entstanden sind. 2Vorausset­
zung für den Abzug ist, daß der Beamte für diese 
Aufwendungen keinen Auslagenersatz erhalten 
hat. 

(3) Vergütungen für in einem Kalenderjahr aus­
geübte Nebentätigkeiten nach Absatz 1 sollen abge­
liefert werden, sobald sie insgesamt - abzüglich der 
Aufwendungen nach Absatz 2 - den ablieferungs­
freien Höchstbetrag übersteigen. 

§11 

Ausnahmen von §§ 9 und 10 
§'g Abs. 1 und 3 und § 10 sind nicht anzuwenden 

auf Vergütungen für 

1. eine Lehr-oder Unterrichtstätigkeit, 
2. eine Mitwirkung bei Prüfungen, 
3. eine schriftstellerische, wissenschaftliche oder 

künstlerische Tätigkeit oder eine Vortragstätig­
keit, 

4. Tätigkeiten auf dem Gebiet der wissenschaftli­
chen Forschung, 

5. eine mit Lehr- oder Forschungsaufgaben zu­
sammenhängende selbständige Gutachtertätig­
keit von Beamten an öffentlichen Hochschulen, 
wissenschaftlichen Instituten und Anstalten, die 
nicht unter § 1 Satz 3 fallen, 

6. Tätigkeiten als gerichtlicher oder staatsanwalt­
schaftlicher Sachverständiger, 

7. Gutachtertätigkeiten von Ärzten, Zahnärzten 
oder Tierärzten für Versicherungsträger oder 
für andere juristische Personen des öffentlichen 
Rechts, 

8. ärztliche, zahnärztliche oder tierärztliche Ver­
richtungen der in Nummer 7 genannten Perso­
nen, für die nach den Gebührenordnungen Ge­
bühren zu zahlen sind, 

9. Arbeitnehmererfindungen, 

10. Tätigkeiten, die ausschließlich während eines 
unter Fortfall der Dienstbezüge gewährten Ur­
laubs von mehr als drei Monaten oder in beson­
deren Ausnahmefällen von mehr als einem Mo­
nat ausgeübt werden, 

11. Tätigkeiten, die kommunale Wahlbeamte auf 
Zeit im Auftrag der kommunalen Spitzenver­
bände im öffentlichen oder in dem ihm gleich­
stehenden Dienst (§ 4) ausüben. 

§ 12 

Abrechnung über Nebentätigkeitsvergütungen 

(1) lBeamte, denen VergütUngen zugeflossen 
sind, auf die § 10 anzuwenden ist, haben ihrem 
Dienstvorgesetzten bis spätestens 31. Januar eines 
jeden Jahres eine Abrechnung über die im abgelau­
fenen Kalenderjahr zugeflossenen Vergütungen 

vorzulegen. 2Von dem Beamten kann verlangt wer­
den, daß er Aufzeichnungen über die zugeflossenen 
Vergütungen führt. 

(2) lAuf die Abrechnung kann verzichtet werden, 
wenn die im abgelaufenen Kalenderjahr zugeflos­
senen Vergütungen insgesamt den Höchstbetrag 
nach § 9 Abs. 3 Satz 1 nicht überschreiten. 2Dies gilt 
nicht, wenn unter § 10 Abs. 1 fallende Vergütungen, 
die für die in einem Kalenderjahr ausgeübten Ne­
bentätigkeiten nachträglich zufließen, zusammen 
mit den früher zugeflossenen Vergütungen für Ne­
bentätigkeiten desselben Kalenderjahres den ab­
lieferungsfreien Höchstbetrag (§ 9 Abs. 3 Satz 1) 
überschreiten. 

(3) lDie abzuführende Vergütung ist im Weg der 
Schätzung festzusetzen, wenn der Beamte hierüber 
keine Auskunft gibt oder über seine Angaben keine 
ausreichende Aufklärung geben kann oder Auf­
zeichnungen nicht vorlegt, zu deren Führung er 
verpflichtet wurde. 2Dabei sind alle Umstände zu 
berücksichtigen, die nach Lage des Falls für die 
Schätzung von Bedeutung sind. 3Sobald die erfor­
derlichen Angaben vorliegen, ist die Festsetzung zu 
berichtigen. 

(4) lDie abzuführende Vergütung wird einen Mo­
nat nach der Festsetzung fällig. 2Durch die Berichti­
gung nach Absatz 3 Satz 3 wird die Fälligkeit nicht 
berührt. 

(5) lWird der abzuführende Betrag innerhalb 
eines Monats nach Fälligkeit nicht entrichtet, so ist 
von dem rückständigen Betrag ab dem Zeitpunkt 
der Fälligkeit für jeden vollen Monat ein Zuschlag 
in Höhe von 0,5 v. H. zu erheben. 2Für die Berech­
nung des Zuschlags wird der rückständige Betrag 
auf volle 100 DM abgerundet. 

Vierter Abschnitt 

Inanspruchnahme von Einrichtungen, 
Personal oder Material des Dienstherrn 

§ 13 
Einrichtungen 

1 Als Einrichtungen gelten alle sächlichen Mittel, 
insbesondere die Diensträume und deren Ausstat­
tung sowie die darin vorhandenen Maschinen, Ap­
parate und Instrumente. 2Bücher und andere wis­
senschaftliche Werke zählen nicht zur Einrichtung. 

§ 14 

Genehmigungspflicht 

(1) lDer Beamte bedarf der vorherigen schriftli­
chen Genehmigung, wenn er bei der Ausübung 
einer Nebentätigkeit Einrichtungen, Personal oder 
Material seines Dienstherrn in Anspruch nehmen 
will. 2Die Genehmigung darf nur erteilt werden, 
wenn ein öffentliches oder wissenschaftliches In­
teresse an der Ausübung der Nebentätigkeit be­
steht. 3Die Genehmigung ist widerruflich; sie kann 
befristet werden. 4In dem Genehmigungsbescheid 
ist der Umfang der zugelassenen Inanspruchnahme 
anzugeben. 

(2) Auf die Inanspruchnahme von Einrichtungen, 
Personal oder Material des Dienstherrn besteht 
kein Rechtsanspruch. 
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(3) 1 Personal des Dienstherrn darf grundsätzlich 
nur innerhalb seiner Arbeitszeit und nur im Rah­
men seiner üblichen Dienstaufgaben in Anspruch 
genommen werden. 2Aus Anlaß der Mitwirkung an 
der Nebentätigkeit darf Mehrarbeit, Bereitschafts­
dienst oder Rufbereitschaft nicht angeordnet, ge­
nehmigt und vergütet werden. 3Vereinbarungen 
über eine private Mitarbeit außer halb der Arbeits­
zeit bleiben unberührt. 4Soweit an Mitarbeiter aus 
Anlaß der Mitwirkung an einer Nebentätigkeit zu­
sätzliche Vergütungen gezahlt werden, kann die 
Genehmigungsbehörde von dem Beamten darüber 
Auskunft verlangen. 

(4) lDie Genehmigung gilt als allgemein erteilt, 
wenn die Voraussetzung des Absatzes 1 Satz 2 vor­
liegt und ein Entgelt nicht zu entrichten ist. 2Die In­
anspruchnahme ist der Genehmigungsbehörde an­
zuzeigen, sofern es sich nicht um eine geringfügige 
und vereinzelte Inanspruchnahme handelt. 

§ 15 

Grundsätze für die Bemessung des Entgelts 

(1) IFür die Inanspruchnahme von Einrichtun­
gen, Personal oder Material des Dienstherrn hat 
der Beamte ein angemessenes Entgelt (Kostener­
stattung und Vorteilsausgleich) zu entrichten. 2Ein 
Entgelt entfällt, wenn die Nebentätigkeit für den 
eigenen Dienstherrn ohne Zahlung einer Vergü­
tung ausgeübt wird. 3Auf die Entrichtung eines Ent­
gelts kann verzichtet werden, 

1. wenn die Nebentätigkeit auf Verlangen, Vor­
schlag oder Veranlassung des Dienstherrn aus­
geübt wird oder 

2. wenn die Vergütung insgesamt 2400 DM im Ka­
lenderjahr nicht übersteigt oder 

3. es sich nur um den Verbrauch geringwertigen 
.Materials handelt. 
(2) Die Höhe des Entgelts richtet sich nach den 

Grundsätzen der Kostendeckung und des Vorteils­
ausgleichs. 

(3) Nehmen mehrere Beamte Einrichtungen, Per­
sonal oder Material des Dienstherrn gemeinschaft­
lich in Anspruch, sind sie als Gesamtschuldner zur 
Entrichtung des Entgelts verpflichtet. 

§ 16 
Allgemeines Entgelt 

(1) lDie Kostenerstattung außerhalb des in § 17 
geregelten Bereichs wird pauschaliert nach einem 
Vomhundertsatz der für die Nebentätigkeit bezoge­
nen Vergütung bemessen. 2Sie beträgt im Regelfall 

4 v. H. für die Inanspruchnahme von Einrichtungen, 

8 v. H. für die Inanspruchnahme von Personal, 

4 v. H. für den Verbrauch von Material. 

3Das Entgelt für den durch die Inanspruchnahme 
von Einrichtungen, Personal oder Material erwach­
senen wirtschaftlichen Vorteil (Vorteilsausgleich) 
beträgt 50 v. H. der nach Satz 2 zu erstattenden Ko-

steno 4Werden Leistungen in Anspruch genommen, 
für die tarifmäßige Gebühren bestehen, so sind die­
se zu entrichten, soweit sie die entstandenen Ko­
sten und den Vorteilsausgleich abdecken. SAuf 
Grund von Erfahrungssätzen können vom zustän­
digen Staatsministerium im Einvernehmen mit 
dem Staatsministerium der Finanzen von Satz 2 ab­
weichende Pauschbeträge oder Pauschsätze festge­
setzt werden. 

(2) lWird nachgewiesen, daß die nach Absatz 1 
Satz 2 oder Satz 5 pauschal berechnete Kostener­
stattung um mehr als 25 v. H. von den entstandenen 
Kosten abweicht, so ist sie von Amts wegen oder auf 
Antrag des Beamten nach 

1. den anteiligen Kosten für die Beschaffung, Un­
terhaltung und Verwaltung der benutzten Ein­
richtungen, 

2. den anteiligen Kosten für das in Anspruch ge­
nommene Personal einschließlich der Personal­
nebenkosten, 

3. den anteiligen Beschaffungs- und Verwaltungs-
kosten für das Material 

festzusetzen. 2Die Berechnung der zu erstattenden 
Kosten für eine der drei Leistungsgruppen Einrich­
tungen, Personal oder Material gemäß Satz 1 
schließt die Pauschalbemessung für die anderen 
Leistungsgruppen nicht aus. 3Für die Bemessung 
des Entgelts für den wirtschaftlichen Vorteil gilt 
Absatz 1 Satz 3 entsprechend. 4Der Vorteilsaus­
gleich darf aber 40 v. H. der um die Kostenerstat­
tung verminderten Vergütung nicht überschreiten. 
5Der Beamte muß den Antrag innerhalb einer Aus­
schlußfrist von drei Monaten nach Festsetzung des 
Entgelts stellen. 6Eine im Vergleich zur Pauschal­
berechnung höhere Festsetzung nach Satz 1 ent­
fällt, wenn die Vergütung den Betrag von 6000 DM 
im Kalenderjahr nicht übersteigt. . 

(3) Wird die Nebentätigkeit ohne Vergütung aus­
geübt, entfällt das Entgelt für den wirtschaftlichen 
Vorteil. 

§17 

Entgelt für ärztliche und zahnärztliche 
Nebentätigkeit im Krankenhausbereich 

(1) lÄrzte des Krankenhauses, die wahlärztliche 
oder sonstige stationäre oder teilstationäre ärztli­
che Leistungen selbst berechnen können, sind ver­
pflichtet, dem Krankenhaus als Entgelt zu entrich­
ten: 
1. einen Betrag in Höhe der Kostenerstattung ge­

mäß § 11 Abs. 3 und 4, § 13 Abs. 3 Nrn.6 und 7 der 
.Bundespflegesatzverordnung sowie 

2. zum Ausgleich des durch die Bereitstellung von 
Einrichtungen, Personal und Material erwachse­
nen wirtschaftlichen Vorteils einen Betrag in Hö­
he von' 15 v. H. der um die Kostenerstattung nach 
Nummer 1 verminderten jährlichen Vergütung 
aus diesen Nebentätigkeiten. 

2Werden wahlärztliche Leistungen von mehreren 
Ärzten des Krankenhauses berechnet, so ist der 
insgesamt von diesen Ärzten nach Satz 1 Nr. 1 zu 
erstattende Betrag von den einzelnen Ärzten im 

. Verhältnis der von ihnen für diese Leistungen er-
zielten Bruttoliquidationserlöse zu erbringen. 
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(2) IBei Ärzten des Krankenhauses, die zur Er­
bringung ambulanter ärztlicher Leistungen, die sie 
selbst berechnen können, Einrichtungen, Personal 
und Material des Dienstherrn in Anspruch nehm~n, 
richtet sich die Kostenerstattung nach § 11 Abs. I, 
§ 13 Abs. 3 Nr. 4 der Bundespflegesatzverordnung. 
2Für die Bemessung des Entgelts für den wirt­
schaftlichen Vorteil gilt Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 ent­
sprechend. 3Der Krankenhausträger kann den Er­
stattungsbetrag nach Satz 1 für die einzelnen am­
bulanten Leistungen durch allgemeine Kostenrege­
lung bestimmen. 4Die Kostenerstattung entfällt, 
soweit die Kosten des Krankenhauses anderweitig 
abgegolten werden. 

(3) ISoweit die Bundespflegesatzverordnung kei­
ne Anwendung findet, betpißt sich die Kostener­
stattung nach den vom zuständigen Staatsministe­
rium im Einvernehmen mit dem Staatsministerium 
der Finanzen zu erlassenden Bestimmungen. 2Für 
den nichtstaatlichen Bereich haben die juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts als Träger von 
Krankenhäusern diese Bestimmungen in Anleh­
nung an bestehende staatliche Regelungen zu er­
lassen. 3Für die Entrichtung des Vorteilsausgleichs 
gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend. 

(4) Bei einem Honorarverzicht ist ein Vorteils­
ausgleich nicht zu entrichten. 

(5) Für Zahnärzte des Krankenhauses gelten die 
Absätze 1 bis 4 entsprechend. 

(6) Bei ärztlichen und zahnärztlichen Nebentätig­
keiten außerhalb des Krankenhauses richtet sich 
die Höhe des Entgelts nach den Bestimmungen des 
§ 16. 

§ 18 

Verfahren 

(1) IDer Beamte ist verpflichtet, bei fortlaufender 
Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal 
oder Material des Dienstherrn bis zum 31. März ei­
nes jeden Jahres für das vorangegangene Kalen­
derjahr, im übrigen bei Ende der Inanspruchnah­
me, dem Dienstherrn die für die Festsetzung des 
Entgelts erforderliche~ Angaben zu machen. 2Er 
hat Beginn, Umfang, Anderung des Umfangs und 
Ende der Inanspruchnahme mitzuteilen und die für 
die Festsetzung des Entgelts erforderlichen Auf­
zeichnungen zu führen. 3Die Aufzeichnungspflicht 
entfällt, wenn die Vergütung voraussichtlich den 
Betrag von 6000 DM im Kalenderjahr nicht über­
schreitet. tAuf Verlangen sind die für die Entgeltbe­
rechnung erforderlichen Nachweise vorzulegen. 5In 
Verwaltungsvorschriften kann bestimmt werden, 
daß und zu welchen Zeitpunkten das Entgelt über 
ein Leistungsbuch abzurechnen ist. 'Die Unterla­
gen sind fünf Jahre, gerechnet vom Ende des Ka­
lenderjahres, für das sie bestimmt sind, aufzube­
wahren. 

(2) 1 Das zu zahlende Entgelt wird von der Behör­
de, die die Leistungen gewährt, nach dem Ende der 
Inanspruchnahme, mindestens jedoch jährlich fest­
gesetzt. 2Die oberste Dienstbehörde kann eine an­
dere Zuständigkeit bestimmen. 31st die Höhe des 
Entgelts bereits im Zeitpunkt der Genehmigung zu 
übersehen, so soll das Entgelt zugleich mit der Ge-

nehmigung festgesetzt werden. 4Werden die Anga­
ben nach Absatz 1 trotz Mahnung nicht fristgerecht 
gemacht, ist das Entgelt durch Schätzung festzuset­
zen. 5§ 12 Abs. 3 Satz 2· findet entsprechend Anwen­
dung. 6Sobald die erforderlichen Angaben vorlie­
gen, ist die Festsetzung zu berichtigen. 7Durch die 
Berichtigung wird die Fälligkeit des Entgelts nicht 
berührt. 8Satz 7 gilt entsprechend für einen Antrag 
nach § 16 Abs. 2 Satz I, der nach der Festsetzung des 
Entgelts gestellt wird. 9Der Beamte hat auf Verlan­
gen angemessene Abschlagszahlungen zu leisten. 
lODie Abschlagszahlungen sind von Amts wegen 
anzufordern und einzuziehen. 

(3) Das Entgelt wird einen Monat nach der Fest­
setzung fällig. 

(4) lWird das Entgelt oder die Abschlagszahlung 
darauf innerhalb eines Monats nach Fälligkeit 
nicht entrichtet, so ist von dem rückständigen Be­
trag ab dem Zeitpunkt der Fälligkeit für jeden vol­
len Monat ein Zuschlag in Höhe von 0,5 v. H. zu er­
heben. 2Für die Berechnung des Zuschlags wird der 
rückständige Betrag auf volle 100 DM abgerundet. 

Fünfter Abschnitt 

Ubergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 19 

Übergangsbestimmung 

(1) Für Nebentätigkeiten von Beamten der Besol­
dungsgruppen A 1 bis A 8, die sie vor qem 24. Okto­
ber 1974 übernommen haben, tritt an die Stelle des 
Höchstbetrags nach § 9 Abs. 3 Satz 1 ein Jahres­
höchstbetrag von 7800 DM. 

(2) IDie vor dem 1. Juli 1988 erteilten Genehmi­
gungen zur Inanspruchnahme von Einrichtungen, 
Personal oder Material des Dienstherrn erlöschen 
mit Ablauf des 31. Dezember 1988. 2Die bisherigen 
Regelungen über die Entrichtung eines Entgelts 
sind weiter anzuwenden, soweit die Nebentätigkeit 
vordem 1. Januar 1989 ausgeübt wird. 

(3) IBestehende öffentlich-rechtliche Verträge, 
die Nebentätigkeiten oder die Inanspruchnahme 
von Einrichtungen, Personal oder Material betref­
fen, bleiben unberührt. 2Soweit sie den Vorschriften 
des Bayerischen Beamtengesetzes oder der Neben­
tätigkeitsverordnung widersprechen, sind sie bis 
zum Ablauf des 31. Dezember 1988 an diese Vor­
schriften anzupassen. 3Festsetzungen über ein hö­
heres Entgelt bleiben gültig. 

§20 

Erlaß von Verwaltungsvorschriften 

IDie zur Durchführung dieser Verordnung im 
staatlichen Bereich erforderlichen allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften erläßt das Staatsministe­
rium der Finanzen. 2Verwaltungsvorschriften, die 
nur den Geschäftsbereich eines Staatsministeri­
ums betreffen, erläßt dieses Staatsministerium. 
3Verwaltungsvorschriften über die Höhe von Ver­
gütungen bedürfen im staatlichen Bereich der Zu­
stimmung des Staats ministeriums der Finanzen. 
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§21 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 

vom 1. Januar 1987 außer Kraft; abweichend tritt je­
doch § 2 am 31. Dezember 1988 außer Kraft. 2Für die 
in § 1 Abs. 3 genannten Nebentätigkeiten bleibt die 
Bayerische Nebentätigkeitsverordnung abwei­
chend von Satz 1 Halbsatz 1 bis zur Aufhebung der 
Bayerischen Hochschullehrernebentätigkeitsver­
ordnung (BayRS 2030-2-23-WK) anwendbar .. 

1. Januar 1987 in Kraft. 

(2) Abweichend von Absatz 1 treten jedoch 

1. § 12 Abs. 3 bis 5 und § 14 am 1. Juli 1988 und 

2. §§4, 15, 16, 17 und 18 am 1. Januar 1989 

in Kraft. 
München, den 14. Juni 1988 

(3) lDie Verordnung über die Nebentätigkeit der 
Beamten - Bayerische Nebentätigkeitsverordnung 
- BayNV- (BayRS 203Q-2-22-F) tritt mit Wirkung 

2210-8-2-4-WK 

Fünfte Verordnung 

Der Bayerische Ministerpräsident 

FranzJosef Strauß 

zur Änderung der Verordnung 
zur Festsetzung von Curricularnormwerten 

Vom 25. Mai 1988 

Auf Grund von Art. 7 Alls. 3 Satz 6 und Abs. 5 des 
Staatsvertrags über die Vergabe von Studienplät­
zen von 14. Juni 1985 (GVBl 1986 S. 218, BayRS 
2210-8-1-WK) sowie Art. 11 Abs. 2 des Gesetzes zur 
Ausführung des Staatsvertrags über die Vergabe 
von Studienplätzen vom 19. Februar 1988 (GVBI 
S.18, BayRS 2210-8-2-WK) erläßt das Bayerische 
Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst fol­
gende Verordnung: 

§1 

Die Anlage der Verordnung zur Festsetzung von 
Curricularnormwerten vom 27. Juni 1983 (GVBl 
S.388, BayRS 2210-8-2-4-WK), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 14. Mai 1987 (GVBl S. 146), 
wird wie folgt geändert: 
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Abschnitt D erhält folgende Fassung: 

"D Fachhochschulstudiengänge3) 

D01 Architektur 

D02 Bauingenieurwesen 

D03 Betriebswirtschaft 
(einschließlich Tourismus) 

D04 Biotechnologie 

D05 Druckereitechnik 

D06 Elektrotechnik 

D07 Fahrzeugtechnik 

D08 Feinwerktechnik 

D09 Forstwirtschaft 
D10 Gartenbau 
Dll Holztechnik 

D12 Informatik 

D13 Innenarchitektur 

D14 Landwirtschaft 

D 15 Landespflege 

D16 Maschinenbau 

D17 Physikalische Technik 

D 18 Sozialwesen 

D 19 Technische Chemie 

D20 Verfahrenstechnik 

D21 Verfahrenstechnik 
Papier-Kunststoff 

D22 Vermessungswesen 
(einschließlich Kartographie) 

D23 Versorgungstechnik 

D24 Werkstoff technik 

D25 Wirtschaftsingenieurwesen 
(grundständiger Studiengang) 

3) Für die Betreuung der Studenten während der praktischen 
Studiensemester an der Ausbildungsstätte durch Lehrperso­
nen der Fachhochschule kann ein Zuschlag hinzugerechnet 
werden, der sich nach dem tatsächlichen Betreuungsaufwand 
im Semester des Stichtags nach § 5 Abs. 1 KapVO und in dem 
diesem vorausgehenden Semester richtet und 0,1 je praktisches 
Studiensemester nicht übersteigen darf." 

§2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Mai 
1988 in Kraft. 

München, den 25. Mai 1988 

Bayerisches Staatsministerium 
für Wissenschaft und Kunst 

I. V. Dr. Thomas Go p p e I , Staatssekretär 

Diese Verordnung wurde bereits im Bayerischen Staatsanzeiger 
Nr.24vom 16.Juni 1988 bekanntgemacht. 
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7801-2-E 

Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

über die Ämter der staatlichen Landwirtschaftsberatung 

Vom 31. Mai 1988 

Auf Grund des § 1 der Verordnung über die Ein­
richtung der staatlichen Behörden (BayRS 200-1-S) 
erläßt das Bayerische Staatsministerium für Er­
nährung, Landwirtschaft und Forsten folgende Ver­
ordnung: 

§1 

Die Anlage zur Verordnung über die Ämter der 
staatlichen Landwirtschaftsberatung vom 10. De­
zember 1985 (GVBI S.834, BayRS 7801-2-E) wird 
wie folgt geändert: 

1. Teil I wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgende neue Nummer 52 eingefügt: 
,,52. Kaufbeuren Ostallgäu 

Kaufbeuren (S)". 

b) Die bisherigen Nummern 52 bis 54 werden 
Nummern 53 bis 55. 

c) Bei Nummer 53 (neu) werden in der Spalte Na­
me und Sitz die Worte "mit Landwirtschafts­
schule Unterallgäu" und in der Spalte Dienst­
stellen mit Landwirtschaftsschule die Worte 
"mit Landwirtschaftsschule Unterallgäu, 
Zweigstelle Memmingen" gestrichen. 

2. In Teil 11 werden bei Nummer 2 in der Spalte 
Amtsbereich, Landkreis, kreisfreie Stadt (S) die 

Worte "Regierungsbezirk Mittelfranken nur" ge­
strichen. Nach Abteilung Gartenbau wird der 
Klammerzusatz ,,(Gemüsebau)" angefügt. 

3. Teil 111 wird wie folgt geändert: 
a) Bei Nummer 8 werden in der Spalte Bodenkul­

tur die Worte ,,(ohne Boden und Landschafts­
pflege)" gestrichen, in der Spalte Dienststellen 
ohne Landwirtschaftsschule wird das Wort 
"Kaufbeuren" eingefügt. 

b) Nummer 9 wird aufgehoben. 
4. In Teil V wird bei Nummer 3 in der Spalte Dienst­

stellen das Wort "München" gestrichen. 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1988 in Kraft. 

München, den 31. Mai 1988 

Bayerisches Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Simon N ü s sei, Staatsminister 
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800-21-83-A 

Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

über die Erhebung von Gebühren 
für Prüfungen in der städtischen Hauswirtschaft 

Vom 20. Junil988 

Auf Grund des Art. 25 Abs. 1 Nr. 1 des Kostenge­
setzes erläßt das Bayerische Staatsministerium für 
Arbeit und Sozialordnung im Einvernehmen mit 
dem Bayerischen Staats ministerium der Finanzen 
folgende Verordnung: 

§1 
Die Verordnung über die Erhebung von Gebüh­

ren für Prüfungen in der städtischen Hauswirt­
schaft (BayRS 800-21-83-A) wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 1 bis 4 erhalten folgende Fassung: 

,,(1) Die Gebühr beträgt 

1. für die Abnahme der Mei-
sterprüfung nach § 95 des 
Berufsbildungsgesetzes 
(BBiG) 

2. für die Abnahme der Prü­
fung zum Nachweis berufs­
und arbeitspädagogischer 

350,-DM, 

Kenntnisse 120,- DM. 

(2) Nimmt ein . zugelassener Bewerber an der 
Prüfung nicht teil, ermäßigt sich die Gebühr nach 
Absatz 1 

1. bei der Meisterprüfung 
nach § 95 BBiG auf 

2. bei der Prüfung zum Nach­
weis berufs- und arbeits­
pädagogischer Kenntnisse 
auf 

60,-DM, 

30,-DM. 

(3) Scheidet ein Prüfungsteilnehmer während 
der Prüfung aus, vermindert sich die Gebühr 
nach Absatz 1 

1. bei der Meisterprüfung 
nach § 95 BBiG um 50,- bis 280,- DM, 

2. bei der Prüfung zum Nach­
weis berufs- und arbeits­
pädagogischer Kenntnisse 
um 10,- bis 80,- DM. 

(4) Ist ein Prüfungsteilnehmer von der Able-
gung einzelner Prüfungsteile befreit, vermindert 
sich die Gebühr nach Absatz 1 

1. bei der Meisterprüfung 
nach § 95 BBiG 

a) bei Befreiung von der 
Ablegung des berufs­
und arbeitspädagogi­
schen Prüfungsteils um 

b) bei Befreiu~g von der 
Ablegung des prakti­
schen Prüfungsteils um 

c) bei Befreiung von der 
Ablegung anderer Prü­
fungsteile um je 

2. bei der Prüfung zum Nach­
weis berufs- und arbeits­
pädagogischer Kenntnisse 

a) bei Befreiung von der 
Durchführung der Un­
terweisungsprobe um 

b) bei Befreiung von der 
Ablegung schriftlich und 
mü~dlich zu prüfender 
Sachgebiete um je 

c) bei Befreiung von der 
Ablegung des nur münd­
lich zu prüfenden Sach­
gebiets um 

2. § 5 erhält folgende Fassung: 

,,§5 

Fälligkeit 

70,-DM, 

120,-DM, 

50,-DM, 

35,-DM, 

15,-DM, 

10,-DM." 

Die Gebühren werden m it der Zulassung zur 
Prüfung fällig." 

§2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 
1988 in Kraft. 

München, den 20. Juni 1988 

Bayerisches Staatsministerium 
für Arbeit und Sozialordnung 

Dr. Gebhard GI ü c k, Staatsminister 
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230-1-12-U 

Bekanntmachung 
über die Verbindlicherklärung des Regionalplans 

der Industrieregion Mittelfranken (7) 

Vom 15. Juni 1988 

Auf Grund des Art. 18 Abs. 2 Satz 1 des Bayeri­
schen Landesplanungsgesetzes - BayLplG -
(Bay RS 230-1-U) hat das Bayerische Staatsministe­
rium für Landesentwicklung und Umweltfragen im 
Einvernehmen mit den übrigen Staaatsministerien 
den Regionalplan der Industrieregion Mittelfran­
ken (7) für verbindlich erklärt. Der räumliche Gel­
tungsbereich des Regionalplans umfaßt die gesam­
te Industrieregion Mittelfranken (Verordnung über 
das Landesentwicklungsprogramm Bayern - LEP -
vom 3. Mai 1984, GVBl S.121, ber. S.337, BayRS 
230-1-5-U, Anlage zu§ 1, TeilA 11 7,Anhang 5). 

Der Regionalplan ist bei den kreisfreien Städten 
Erlangen, Fürth, Nürnberg und Schwabach sowie 
bei den Landratsämtern Erlangen-Höchstadt, 
Fürth, Nürnberger Land und Roth zur Einsichtnah­
me für jedermann ab 1. Juli 1988 ausgelegt. Die 
Auslegungszeiten richten sich nach den jeweils 
festgelegten Zeiten für den Parteiverkehr. 

Der Regionalplan tritt am 1. Juli 1988 in Kraft. 
Gleichzeitig treten außer Kraft: 

1. der Teilabschnitt "Bestimmung der zentralen Or­
te der untersten Stufe (Kleinzentren)" des Regio­
nalplans der Industrieregion Mittelfranken 
(Bekanntmachung über die Verbindlicherklä­
rung vom 9. März 1979, GVBl S. 75, BayRS 230-1-
12-U), 

2. der Teilabschnitt "Gebiete der Region, die sowohl 
Bannwald als auch Landschaftsschutzgebiet 
sind" des Regionalplans der Industrieregion Mit­
telfranken (Bekanntmachung über die Verbind­
licherklärung vom 12. Juni 1979, GVBI S. 152, 
BayRS 230-1-14-U). 

München, den 15.Juni 1988 

Bayerisches Staatsministerium 
für Landesentwicklung und Umweltfragen 

Alfred Die k, Staatsminister 


